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Aufenthaltsrecht; 
Hinweise zur Anwendung des § 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG); 

Erteilung einer Fiktionsbescheinigung 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

durch das Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen 

Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Ge-

setze ist die Erteilung einer Fiktionsbescheinigung für den Personenkreis der Kriegsvertriebenen aus 

der Ukraine verstärkt in den Fokus gerückt. Vor diesem Hintergrund und aufgrund von Nachfragen 

möchte ich in Bezug auf die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 24 AufenthG von nicht-ukrainischen Staatsangehörigen auf Folgendes hinweisen:   

 

Wird die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG beantragt, muss über diesen An-

trag entschieden werden. Soweit eine antragsgemäße Erteilung nicht möglich sein sollte, ist der An-

trag – wie bei jedem anderen Antrag auf Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels auch – 

nach erfolgter Anhörung mit einem rechtsmittelfähigen Bescheid abzulehnen. 

Bearbeitet von Frau Schaper 
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Man kann im Regelfall davon ausgehen, dass auch aus der Ukraine geflohene Nicht-Ukrainer der 

„Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung“ des BMI unterliegen und somit bis vorerst 31.08.2022 

vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit sind. Auch nicht visumbefreiten Drittausländern wird 

damit ein vorübergehender Aufenthalt sowie eine Einreise nach Deutschland ohne Visum ermöglicht.  

 

Daher löst ein Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis auch in diesen Fällen die kraft Geset-

zes bestehende Fiktion des erlaubten Aufenthaltes nach § 81 Abs. 3 AufenthG aus. Nach dieser 

Vorschrift gilt der Aufenthalt einer Person, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, ohne einen 

Aufenthaltstitel zu besitzen, bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde als erlaubt. 

 

Die entsprechende Fiktionsbescheinigung ist mit dem Vermerk „Erwerbstätigkeit erlaubt“ zu verse-

hen (s. a. Nr. 8.3 der Hinweise des BMI vom 14.04.2022, übersandt mit RdErl. vom 25.04.2022).  

 

Abschließend weise ich darauf hin, dass die Fiktionsbescheinigungen spätestens ab 01.06.2022 auf 

dem Vordruck der Bundesdruckerei erstellt werden muss.  

 

Dieser Erlass wird in Kürze auch auf der Homepage des Ministeriums verfügbar sein. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrage 

 

 

Goltsche 

 


